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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 21. Juli 1954 

6 — 51301 — 1266/54 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Dritten Gesetzes über die Übernahme 
von Sicherheitsleistungen und Gewährleistungen zur 
Förderung der deutschen Wirtschaft 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundestages 
herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 126. Sitzung am 16. Juli 1954 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetz- 
entwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Drude: Bonner Universitdts-Budidnideerei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heser. Bad Godesbers. Rheinallee 20. 
Telefon 3551 



Entwurf eines Dritten Gesetzes 

über die Übernahme von Sidierheitsleistungen und Gewährleistungen 
zur Förderung der deutschen Wirtsdiaft 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

(1) Der in § 1 des Zweiten Gesetzes über die 
Übernahme von Sicherheitsleistungen und Ge- 
währleistungen zur Förderung der deutschen 
Wirtschaft vom 9. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 380) festgesetzte Betrag von achthundert 
Millionen Deutsche Mark wird um sechshun- 
dertfünfzig Millionen Deutsche Mark auf eine 
Milliarde vierhundertfünfzig Millionen Deut- 
sche Mark erhöht. 

(2) Für Forderungen in ausländischer Wäh- 
rung dürfen im Rahmen des Absatzes 1 zu 
Lasten de§ Bundes Sicherheitsleistungen oder 
Gewährleistungen bis zu einem Betrag von 
insgesamt hundert Millionen Deutsche Mark 
übernommen werden. Für die Umrechnung der 
ausländischen Währung in Deutsche Mark ist 
maßgebend das Mittel der Devisenkurse, die 
vor Ausfertigung der Urkunden über die 
Sicherheitsleistungen oder Gewährleistungen 
zuletzt amtlich festgestellt worden sind. So- 
weit bereits In der Vergangenheit für Forde- 
rungen in ausländischer Währung eine Bürg- 
schaft übernommen worden Ist, gilt Satz 2 
entsprechend. 


§ 2 

Der Bundesminister für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit wird ermächtigt, namens der 
Bundesrepublik Deutschland für das ERP- 
Sondervermögen mit vorheriger Zustimmung 
des Bundesministers der Finanzen nach Maß- 
gabe des § 2 des Gesetzes über die Ver- 
waltung des ERP-Sondervermögens vom 
31. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1312) 
Sicherheitsleistungen, Gewährleistungen und 
Bürgschaften bis zum Gesamtbeträge von 
zweihundert Millionen Deutsche Mark zu 
Lasten des ERP-Sondervermögens zu über- 
nehmen. Diese Ermächtigung gilt für Sicher- 
heitsleistungen, Gewährleistungen und Bürg- 
schaften, die außerhalb des Rahmens des § 5 
Abs. 3 des Gesetzes über die Verwaltung des 
ERP-Sondervermögens übernommen werden 
sollen. 

§ 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
des Dritten Überleitungsgesctzes vom 4. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch Im 
Land Berlin. 

§ 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


1. Zu § 1 Abs. 1 

Der zur Förderung der deutschen Wirtschaft 
verfügbare Garantie- und Bürgschaftsrah- 
men ist Mitte letzten Jahres um 300 Mio 
DM auf 800 Mio DM aufgestockt worden 
(siche hierzu Zweites Gesetz über die Über- 
nahme von Sicherheitsleistungen und Ge- 
währleistungen zur Förderung der deut- 
schen Wirtschaft vom 9. Juli 1953 — 
BGBl. I S. 380 — ). Über diesen Betrag ist 
inzwischen bis auf einen unwesentlichen 
Rest verfügt. Hinsichtlich der Verwendung 
dieser Mittel im einzelnen wird auf den 
letzten Vierteljahresbericht des Bundes- 
finanzministeriums an den Ausschuß des 
Deutschen Bundestages für Wirtschafts- 
politik vom 11. Mai 1954 — II B — 
F 6452 — 23/54 — verwiesen. 

Im Hinblick darauf, daß auf der einen 
Seite Rückflüsse der gcv/ährten Bundes- 
garantien und -bürgschaften in nennenswer- 
tem Umfang bisher nicht eingegangen sind, 
auf der anderen Seite aber inzwischen ein 
weiterer erheblicher Bedarf an derartigen 
Garantie- und Bürgschaftsmitteln eingetre- 
ten Ist, erscheint eine weitere Aufstockung 
des für die Forderung der deutschen Wirt- 
schaft bestimmten Garantie- und Bürg- 
schaftsrahmens und zwar In Höhe von 
650 Mio DM notwendig. Von diesem 
Betrag sind vorgesehen: 

a) 200 Mio DM für die Förderung der 
demontagegeschädigten Wirtschaft 

Es hat sich nicht ermöglichen lassen, für 
Kreditgewährungen an die demontage- 
geschädigte Wirtschaft im Rechnungs- 
jahr 1953 100 Mio DM aus dem Haus- 
halt zur Verfügung zu stellen und 
Mittel In gleicher Höhe in den Bundes- 
haushalt 1954 einzusetzen. 

Zum Ausgleich soll nunmehr den In 
Frage kommenden Wirtschaftsunterneh- 
men die Inanspruchnahme von Mitteln 
des Kapitalmarktes für die gleichen 
Zwecke vermittels Gewährung von 
Bundesgarantien und -bürgschaften er- 
möglicht werden. 

b) 150 Mio DM für die Förderung der 
Eisen- und Stahlindustrie 

Die Eisen- und Stahlindustrie wurde von 
den Kriegs- und Nachkriegsereignissen 
besonders betroffen. Infolge nicht aus- 


reichender bankmäßiger Sicherheiten 
bereitet aber die Finanzierung ihres 
Wiederaufbaues und ihrer Modernisie- 
rung Schwierigkeiten. Zur weiteren 
Milderung dieser Schwierigkeiten soll 
ein zusätzlicher Garantie- und Bürg- 
schaftsrahmen von 150 Mio DM dienen. 

c) 150 Mio DM für die Förderung des 
Steinkohlenbergbaues 

Die wirtschaftliche Lage des Stein- 
kohlenbergbaues ist noch nicht ausgewo- 
gen. Auch hier besteht ein erheblicher 
dringender Finanzierungsbedarf für die 
Durchführung von Erneuerungs- und 
Verbesserungsmaßnahmen, der zu einem 
Teil gleichfalls nur durch eine Finanzie- 
rungshilfe der öffentlichen Hand befrie- 
digt werden kann. Der für diese Zwecke 
erforderliche Betrag wird mit 150 Mio 
DM bemessen. 

d) 100 Mio DM für die Förderung der 
Energie- und Verkehrswirtschaft 

Der Ausbau der Wasserstraßen, der 
gleichzeitig mit einem Ausbau der Ener- 
gieerzeugung verbunden ist. Ist gesamt- 
wirtschaftlich von erheblicher Bedeutung, 
aber ohne Hilfe der öffentlichen Hand 
nicht möglich. Hinzu kommt, daß der 
Bund sowohl Bundesländern wie aus- 
ländischen Staaten gegenüber vertrag- 
liche Verpflichtungen zur finanziellen 
Förderung des Ausbaues seiner Wasser- 
straßen (einschließlich Energieerzeugung) 
übernommen hat; diese Verpflichtungen 
kommen nunmehr zum Zuge. Der für 
diese Zwecke erforderlidie Betrag be- 
läuft sich auf 100 Mio DM. 

e) 50 Mio DM zur Förderung von ver- 
schiedenen Vorhaben von besonderer 
Dringlichkeit 

Mit dem Verband der Lebensversiche- 
rungsunternehmen ist eine Vereinbarung 
über die Bereitstellung von Kapital- 
marktmitteln für besonders förderungs- 
würdige Auf- und Ausbauvorhaben ge- 
troffen worden. Im Hinblick auf die 
gesetzlichen Anlagebestimmungen der 
Versicherungswirtschaft Ist die Zufüh- 
rung dieser Mittel an die In Frage kom- 
menden Unternehmen nicht in jedem 
Falle möglich, es sei denn, daß die 
öffentliche Hand mit Garantien und 
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Bürgschaften Insoweit eintritt, als die 
notwendigen Sicherheiten fehlen. Der 
für diese Zwecke erforderliche Betrag 
wird auf 50 Mio DM geschätzt. 

2. Zu § 1 Abs. 2 

§ 1 Abs. 2 des Entwurfs dient der Beseiti- 
gung von Zweifeln, die in bezug auf die 
Verbürgung von Forderungen in auslän- 
discher Währung bestehen könnten. Bei der 
Durchführung der vorgesehenen Garantle- 
und Bürgschaftsmaßnahmen könnte eine 
solche Ermächtigung sich als erforderlich 
erweisen. 

3. Zu § 2 

Da Mittel des ERP-Sondervermögens, die 
entsprechend den Bestimmungen des Ge- 
setzes Über die Verwaltung des ERP-Son- 
dervermÖgens vom 31. August 1953 für die 


Förderung der deutschen Wirtschaft Ver- 
wendung finden können, nicht mehr in dem 
bisherigen Umfang zur Verfügung stehen, 
Ist es zur Erreichung einer größtmöglichen 
Wirkung dieser Mittel nunmehr zweck- 
mäßig und notwendig, mit ihrer Hilfe, d. h. 
durch Gewährung von Garantien und Bürg- 
schaften zu Lasten dieses Vermögens, Mittel 
des Kapitalmarktes besonderen Zwecken 
der Wirtschaftsförderung, insbesondere der 
Berliner Wirtschaft, zuführen zu können. 
Es ist beabsichtigt, auf diesem Wege in 
Höhe von 200 Mio DM Mittel des Kapital- 
marktes verfügbar zu machen u. a. zur Er- 
möglichung der Fortsetzung des Auftrags- 
finanzierungsprogramms in Berlin, aber 
auch für förderungswürdige Vorhaben Im 
Bundesgebiet, soweit sie den Bestimmungen 
des Gesetzes über die Verwaltung des ERP- 
Sondervermögens entsprechen. 
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